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„ 
Inland. 2 . 
Berlin den 19. Juli. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 


Dem Ober Mühlen und Ban Juſpettor Schwa h n zu Berlin den Ghatafter 


als Baurath zu verleihen. 


Der Fürſt Konſtan tin Su 330, Statthalter der Walachei, iſt von Aachen 
hier angekommen. f 


; Siebenbür ie wichti e über das Verhält⸗ 
iß . n gen und Ungarn. Die wichtige Frage üb 
ce bia ecge zu Ungarn berührt weſentlich das Intereſſe Deutſchlands, 
0 


Zeh weil Siebenbürgen der Deſterreichiſchen Monarchie e e 
ſelbſt 350,000 Sachſen nn ſondern auch, weil hinter dieſer Frage ſich die 
weitere über die zukünftige Geſtallung der untern Donauländer verbirgt. 
ic rie 255 ie des 

f den Ruf eim 2 * ärtigen 
Großfürſtenthum den Königs als freie Anbauer im gegenwärtige 
3 5 aus einer 

te Städte und Dörfer find die ſchönſten des Reichs: ; 200 i 

er find. 8; ihr gegen 200 [ Meilen 
großes Wohngebiet, nicht kleiner als Sachſen k ch Dafe mit verhält⸗ 
nißmäßig vertheilter Wohlhäbigkeit. 4 
” über ſie hingegangen, haben fie 700 
ungen und die Sprache ihrer Väter ge dem i loſſenen Ge⸗ 
ſammttörper bildeten, bei völliger Gleichheit aden n lie . nach 
rk Inſtitutionen, erfreu⸗ 


N Die Sachſen 
nte ſtaatsrechtliche Stellung; ſie haben 


0 Nationalität, garantirt durch den Gebrauch des Deut⸗ 
ſchen als Geſchäftsſprache, durch ihre ga 2 90 


dination der drei „„ 
abrung ihrer Autonomie durch Eidſchwur geg faflung verſch „ 5 


ne; 5 . Kae 

Kemmer ene Stationen enbürgiſchen Bevölkerung, ſondern eine Stände 
er als Körperſchaft, als ali ü 

ung geschehe was nee ——— 


den beſonderen Repräſentativverſammlungen einer jeden Nation vorbehalten. 
Jede Nation führt als Landſtand ein eigenes Siegel, die Beidrückung dieſer 
drei Siegel iſt unerläßlich nothwendi 

ſchen Ausfertigung &), ja nach dem elften Artikel von 1791 kann die Sächſiſche 
Ration gegen jede Unterdrüdungsmaßregel, welche die beiden anderen Nationen 
etwa ergreifen wollten, nicht nur Proteſt einlegen, 
der Itio in partes eine Sondermeinung abgeben und ein Veto gegen die ihrem 
Volksthum nachthei 


zolks ligen Beſchlüſſe 
dination, in der Natur der Dinge, 


der drei Nationen gegen eine Unter 
ging auch in das revidirte Staatsr 
bürgens unter den Oeſterreichiſchen 
Alſo beruht Siebenbürgens Staatsr 

ſchiede von drei einander koordinirten und 
ihre Abſtammung, Sprache, 


Termen in Verfaſſung, 


derholten dieſe run i 5 
ö ledesm der 9. 
Jahrhundert angefangen bis in die neueſten Zeiten. J e ee 


ö 0 gens an Oeſterreich 
ets die Hauptſtütze der Oeſterreichiſchen Politik in 
fefte Verbindung des 
Monarchie erreichbar. Geſchweige vieler 
N 8 i " U. im Jahr 1600 an die Sächſiſche Na⸗ 
208 ben Siebenbürgen in Unſere Gewalt zurückgekehrt iſt, haben Wir 
5 ichts näher liegend erkannt, als daß Wir Euch, die Ihr durch Abkunſt 
tigkeit = a 25 9 4 3 Eure angeſtammte See, 
N e i 
Dingen 13 . eutſche, nämlich Unſeres Geſchlechtes ſeid, vor alle 
ſo wie —.— bragmaliſche Sanktion vom Jahre 1772 ſteht Siebenbürgen, 
züglich ihres n mit allen übrigen Reichen und Provinzen der Monarchie, be⸗ 
Habsburg -⸗Lolhrinttauen Beſtzes durch denſelben Regenten aus dem Hauſe 
Agen und feine gegenſeitige Vertheidigung, in einem untheil⸗ 
) Das Großen 
then Atte, wesen an, Siepengiürgen als ſolches bat kein Siegel. Alle authen⸗ 
und ſelbſt die einfangen ſtandipes Landes ausgefertigt werden, alle Geſetzentwürſe 
die kollektive Beidrü er dect Vorſtellungen erhalten ihre Beglaubigung durch 
wahrung hat. „Der aus € 


n. elfiegeln, von denen jede Nation eines in Ver⸗ 
Umſchriſt der Siegel. drei Nationen deſtehende Bund Siebenbürgen“ lautet die 


d. 


baren und unauflösbaren Unionsverbande. Das de W 
in dem Verhältniſſe Siebenbürgens zu Ungarn. Unter Kaiſer 170 a die 
ſef I., Karl VI., beſonders unter Maria Thereſia und Joſef II. 1 15 
Sachſen in ihren Rechten geſchützt. Als aber des Letztern große Konſolidi i 
maßregeln in Angriff genommen und die deutſche Sprache ſtatt der Weist 5 
zur Geſchäftsſprache erhoben wurde, trat nach ſeinem Tode, ungeachtet ur 
brochene Kaiſer ſeine meiſten Verfügungen ſelbſt widerrufen hatte, gegen 
Syſtem eine hartnäckige Reaktion ein, welche ſich theils in dem Bemühen, feu⸗ 
daliſtiſche, mittelalterliche Einrichtungen wieder herzustellen, theils in der Befeh⸗ 
dung alles Deutſchen äußerte. Von daher keimt jener merkwürdige und ge⸗ 
fährliche Zug in der neuern Geſchichte der Oeſterreichiſchen Monarchie, der in 
unſern Tagen endlich feinen Höhe- und Wendepunkt erreicht zu haben ſcheint, 
daß nämlich das zuſammenhaltende Band der pragmatiſchen Sanktion aufzu⸗ 
zulockern geſtrebt wird, daß vor dem Provincialismus der Geſammtſtaat mehr 
und mehr in den Hintergrund tritt. i nn 

Namentlich ſuchte das Königreich Ungarn den Verband mit dem übrigen 
Haupttheil der Monarchie zu löſen, indem es zugleich ihm gelegene Nachbar⸗ 
lande, zumal Siebenbürgen, ſich einzuverleiben bemüht war. Dieſe Tendenz 
fand in dem Umſtand eine Unterſtützung, daß die beiden Mitnationen der Sach⸗ 
fen, Ungarn und Szekler ſchon feit 1790, in fortſchreitender Reaktion gegen die 
Joſeſiniſchen Konſolidirungsmaßregeln, eine möglichſt enge Verbindung unter 
einander und mit Ungarn zu bewirken ſuchten. Sehr viele Anträge und Be⸗ 
ſchlüſſe des Siebenbürger Landtages von 1790/91 finden ihre Erklärung ledig⸗ 
lich in der Abſicht, das germaniſche Element niederzuhalten, und es bedurfte der 
ganzen Zähigkeit der Sachſen, daß die ſchon damals eifrig betriebene Union 
Siebenbürgens mit Ungarn unterblieb, und daß nach feierlicher Wahrung der 
vollen Autonomie, ihrer Verfaſſung, Geſetze und Gewohnheiten alsdann die 
Magyariſtrungstendenzen wieder verſtummten. Art. 6 vom Jahr 1791 ſagt 
bloß, daß Siebenbürgen zur Krone Ungarns gehöre, im Uebrigen aber ein ſelb⸗ 
ſtändiges, keinem andern Reiche unterworfenes Land ſei, welches nach ſeinen 
eigenen Geſetzen regiert werden müſſe. ) 1 

Seit zwanzig Jahren indeß erwachten die alten Wünſche, angeregt durch 
die nationalen Zeirftimmungen, lebhafter und feuriger denn je vorher. Die 


Vereinigung oder Verſchmelzung der vielfach getrennten Nationalitäten Un⸗ 


arus in eine einzige — die magpariſche — ward proklamirt; auch in Sieben 
bürgen gab es Partheiführer, welche ſich alsbald anſchickten, den neuen Grund⸗ 
fügen dort die gleiche Geltung zu verſchaffen. Die Union mit Siebenbürgen 
ward nun eine ſtehende Reichstagsdebatte. Endlich ſagte der 7. Artikel des un⸗ 
gariſchen Reichstags von 1847/8 ohne Weiteres und ohne vorherige Zuſtim⸗ 
mung des ſelbſtändigen Siebenbürgens, den Anſchluß voraus, beſtimmt ein 
Proviſorium bis zum nächſten Reichstage, auf welchem Siebenbürgen durch 


69 Deputirte vertreten fein ſoll, und ermächtigt endlich das ungariſche Minis‘ 


ſterium, ſchon bis zum nächſten Landtage alle Maaß regeln zu ergreifen, welche 
dieſe leichte Eroberung vervollſtändigen und verwirklicheo können. Dieſes Ge⸗ 


feg bietet aber für die beſondern Intereſſen Siebenbürgens keine Garantie, in⸗ 
dem die ihm eingeräumten 69 Vota Nichts gegenüber den 377 ungariſchen 
zähten; eine Beachtung vollends eines oritätsvotums der den Sachſen fo 


„großmüthig“ eingeräumten 22 Stimmen iſt nirge i 
in ihrer Wirkung daher rein illuſoriſch. iezkabs geflpert, und diefe find 
Uebrigens erheben wir unfere Stimme nur gegen die Einverleibung Sie⸗ 
benbürgens mit Ungarn unter Bedingungen und Umſtänden, welche das Fort⸗ 
beſtehen des deutſchen Elementes zu bedrohen ſcheinen. Die Sachſen werden 
ſich demſelben aufrichtig nur dann ergeben, wenn ſte Bürgſchaft haben, daß ſte 
darin als Deutſche nicht untergehen. Ein großer Theil der Sachſen erklärte 
ſich mit der Vereinigung einverſtanden, wofern ihre bisherige Verfaſſung und 
ihre Gerechtſame als freies deutſches Volk weſentlich anerkannt würden. Die 
meiſten jedoch, gewarnt durch die Geſchichte und die magparifhen Angriffe auf 
die natürlichen Nechtt der andern Völker, wollten von Union Nichts wiſſen. 
Dies Mißtrauen war nur zu fehr gerechtfertigt. Magyariſcher Seits wurde 
indeß kein Mittel unterlaſſen, die Sachſen und Siebenbürgen überhaupt zur 

"on zu bewegen, und in der That, fie iſt beſchloſſen, auch die Sächſiſchen De⸗ 
putirten haben das Siegel beigedrückt. 5 (Deutſche Ztg.) 

X Poſen, den 20. Inli Abends. So eben geht uns auf beſchleunigtem 
ege der in der vierzigſten Sitzung der deutſchen National-Berfammlung am 17. 
M. erftattete Bericht des internationalen Ausſchuſſes über die Poſener Frage 
zu. Indem wir uns beeilen, denſelben unſern Leſern mitzutheilen, bemerken 
wir, daß dem Vernehmen nach ein Minderhelts⸗Gutachten nicht abgegeben und der 
Antrag im Ausſchuß mit 9 gegen 1 Stimme durchgegangen iſt: poſen 

1) Die Aufnahme derjenigen Theile des Großperzogthums 77 ach 
welche auf den Antrag der Königlich Preußiſchen Regie 1 
einſimmigem Beſchluß des Bundestages vom 22. April bean 5 
in den deutſchen Bund aufgenommen ſind, wiederholt Theil 75 
und demgemäß die aus dem Deutſchland zugeordneten Theile er⸗ 


„ 


wählten 12 Abgeordneten zur deutſchen National⸗Verſammlung, welche 


EN ihre Legitimation vorläufig zugelaſſen worden ſind, nun endgül⸗ 
ig zuzulaſſen. f 
20 Al von dem Königl. Preußiſchen er General v. Pfuel 
vom 4. Juni d. J. angeordnete vorläufige Le zwi⸗ 
Then dem polniſchen und deutſchen Theile bor äufig anzuerkennen, 
ſich jedoch die letzte Entſcheidung über die zu treffende Abgrenzung 
zwiſchen beiden Theilen, auf weitere Vorlage der Preußiſchen Re⸗ 
gierung vorzubehalten. 


ande Niederöſterreichs auch befugt, iu einer Adreſſe 
08 e ee S gegen die Vereinigung Siebenbürgens mit 


Ungarn niederzulegen. 


** 


7 


990 


3) Von der Preußiſchen Regierung eine beſtimmte Erklärung zu und von 


verlangen, daß dieſelbe nicht nur ihrerſeits, ſo lange ſie den polni⸗ 
ſchen Theil des Großherzogthums Poſen regieren werde, den in dem⸗ 
ſelben wohnenden Deutſchen ihre Nationalität erhalten, ſondern, daß 
ſie auch dafür ſorgen werde, ihnen dieſelbe für den Fall zu ſichern, 
daß dieſer polniſche Theil Pofeng aufhören ſollte, unter Preußiſcher 
Herrschaft zu ſiehen. | 8 

4) In Beziehung auf die Petitionen, welche Weſtpreußen betref⸗ 
fen, der nicht deutſchen Bewohner dieſer Provinz zu erklären, daß 
die Natioual⸗Verſammlung laut Beſchluß vom 31. Mai allen mit 
deutſchen Volksſtämmen auf deutſchem Bundesboden (alfo auch überall 
auf demſelben der Polen) ungehindert volksthümliche Entwickelung 
und in Hinſicht auf das Kirchenweſen, den Unterricht, die Literatur, 
die innere Verwaltung und Rechtspflege, die Gleichberechtigung ihrer 
Sprache, ſo weit deren Gebiet reiche, gewährleiſtet habe. 

EI Berlin den 18. Juli. Die erſte Proklamation des Reichsverweſers an 
das Deutſche Volk (f. unt. Frankfurt) konnte hier des beſten Eindrucks nicht ver⸗ 
fehlen. Zur Begründung Deutſcher Einheit, Freiheit und Macht werden ihm 
alle Gutgeſinnten ſo aufrichtig und hingebend die Hand bieten, wie ſie ſeine Zu⸗ 
ſage und bezichungsweiſe Drohung, der innern Zuͤgelloſigkeit, die mehr als aͤu⸗ 
ßere Feinde der Wohlfahrt Deutſchlands zuwider ſind, mit dem vollen Eewichte 
der Geſetze ein Ende zu machen, freudig empfangen. Ueberaus befriedigt fuͤhlt 
man ſich durch die Darlegung, daß es ihn die heiligſte Pflicht ſei, den Frieden 
zu bewahren; allein wie ſehr auch Handel und Gewerbe, die bei uns traurig 
darniederliegen, von einer Befeſtigung des Friedens einen Aufſchwung hoffen, To 
wird doch Preußen, bei einer gerechten Vertheilung der dem geſammten Deutſchen 
Vaterlaude zu leiſtenden Dienſte zuverläſſig nicht zurückſtehen, von ſelner Selbit- 
perleugnung und feinem Opfermuthe neue Bewelſe zu liefern Der bevorſte hende 
Wiederausbruch des Daͤuiſchen Krieges, deſſer Laſt bisher faſt ausſchließlich Preu⸗ 
ßen zu tragen hatte, wird hierzu die nächſte Gelegenheit darbieten. 

Sehr geſpannt erwartet man nähere Aufſchlüſſe über die Beweggründe, aus 
denen Camphauſen das Reichs Hauptminiſterium, das er nach der befaunten 
telegraphiſchen Depeſche bereits angenommen haben follte, wieder abgelehnt hat. 
Berechtigen einige Andeutungen in den Zeitungen zu einem Schluß, ſo muß eine 
Meinungss Differenz zwiſchen ihm und dem Reichsverweſer über die Stellung 
Preußens, und ſomit der einzelnen Deutſchen Staaten, zur Centralgewalt das 
Reſultat erzeugt haben. Eine Annahme, der wir nur mit Widerſtreben beitreten 
möchten, weil fie uns in das widrige Dilemma verſetzt, eutweder von Camphau⸗ 
ſen niedriger zu denken, als wir wünſchten, indem wir meinen müßten, baß er, 
in einem allzuängſtlichen Particularismus verfangen, die gewaltige Gentripetal; 
kraft des gegenwärtigen Deutſchlands nicht begreift, ober zu glauben, daß der 
Reichsverweſer feinem Ginigungsgeſchaft mu allzutlefer Verletung der zu Scho. 
nung we hlberechtigten abgeſonderten Intereſſen der einzelnen Staaten obzuliegen 
gewillt ſei. In letzterer Beziehung kann jedoch die Ernennung des General: 
Majors von Peucker zum Kriegs⸗WMiniſter des Reichs, an dem gerade eine 
entſchieden ausgeprägte Hingebung an die Preußliſche Sache hervortreten ſoll, nur 
beruhigend wirken. Cs ſteht derſelbe in dem Ruf eines ‚theoretifib| tüchtig 
gebildeten ales und die Beſucher des hieſigen wiſſenſchaftlichen Vereins erin⸗ 
nern ſich ſowohl feiner kleinen, ſchmächtigen, mit Ordens dekorationen überſäeten 
Figur, wie feiner, von äußerſt lebhaften Geſten begleiteten Vorträge. 


Aus der Ober⸗Lauſitz, den 17. Juli. Die beiden Lauſitzen 
Hub. bekanntlich zum Theile von ſlaviſchen Stämmen bewohnt, und es wird 
Ihnen daher wohl von Intereſſe ſein, etwas über die hieſigen politiſchen und na⸗ 
tionalen Verhältniſſe und Stimmungen zu erfahren. 

Die Wenden der beiden Lauſitzen (fie felbft nennen ſich nicht Wenden ſon⸗ 
dern Serben) wohnen zerſtreut auf einem Landes gebiet von ungefähr 70 Qua⸗ 
biatmeilen, Ihre Seelenzahl beläuft ſich auf 164,000, die in der überwiegenden 
Mehrheit der evangeliſchen Kirche angehören. In der Nieberlaufig ift Alles evan⸗ 
geliſch, in der Oberlaufig giebt es 11,000 Katholiken unter den Wenden, fo daß 
alſo das Verhältniß der Katholiken zu den den Evaugeſiſchen wie 1 zu 14 iſt 

Nur in kleineren Ortſchaften wohnen die Wenden ohne weſentliche Vermiſchung 
mit den Deutschen; ſouſt And ſie überall unter dieſen zerſtteut und zwar fo, daß in 
den Städten durchſchnittlich 75 deutſche und 15 ſlapiſche Bewohner gefunden 
werben. * 

Diͤe Wenden gehören faſt alle den niederen Ständen an, ſie gelten als ar⸗ 
beitſame und fleißige Leute. Sie haben ſehr viel kirchlichen Sinn. 

5 Bis jetzt, und zwar auch in der aller neuften Zeit, haben fie ſich als ge⸗ 
treue Unterthanen gezeigt und namentlich viel Anhänglichkelt an 
Deutſchland bewiefen. Sie fühlen ſich wohl im Kreiſe der Deutſchen, ſie 
707 die Wohlthat zu ſchätzen, inmitten einer eiviliſirten Nation zu leben, und 
ſeloſt unciplliſirt, der Güter der Eſoilſſation ſich erfreuen zu können. Daher ihr 
freudiges Aufaliege an Frankfurt und die „Heutjche Nationalverſammlung“, da⸗ 
her ihr entſchiedenes Zurückweiſen aller pauſlaviſtiſchen Propagandaverſuche. Send⸗ 
linge dure 1 0 hier das Land, um zur Beſchickung des Slavencongreſſes 
in Prag aufzufordern, indeß alle ihre Bemuhungen waren umſonſt. Je mehr es 
unter den Deutſchen bekannt wurde, wie wacker die Wenden an der deutſchen 
Sache feſthielten, um fo inniger wurde hier auch das Verhältniß zwiſchen beiden 


einem nationalen Parteienkampf ift man hier fo weit entfernt, wie es 
nur je in den ruhigſten und friedlichſten Zeiten hat der Fall ſein können. 5 

Bei Gelegenheit der geſcheiterten neuſten Propagandaverſuche haben denn 
übrigens die Deutſchen erfahren, daß ſchon ſeit drei Jahren ruſſiſche Send⸗ 
linge in den Lauſitzen umherziehen, um dem Panſlavismus hier neue Stüzen zu 
gewinnen. Bis jetzt find aber auch dieſe Bemühungen vergeblich geweſen. 

Ein großer Damm gegen all dieſes Treiben iſt darin gegeben, daß der reli- 
giöſe Fanatismus nicht gebraucht werden kann, um die Wenden gegen Deutſche 
und Deutſchthum aufzuregen. Man kann ihnen nicht vorfabeln, daß durch die 
ketzeriſchen Deutſchen ihnen ihre heilige, allein ſeligmachende Religion geraubt 
werden ſolle, man kann nicht Deutſchthum und Ketzerei, Slaventhum und Recht⸗ 
glaͤubigkeit identifieiren. Das iſt ein gewichtiger Punkt. 


Frankfurt a. M., den 16. Juli. 38 fte Sitzun 
National-Verſammlung am 8 Juli. (Schluß.) en 
tingen nimmt den Weſendonckſchen Antrag wieder auf. Es wurde nun zur 
Ordnung der Reihenfolge der Anträge für die Abſtimmung geſchritten und 
nachdem der Zitzſche Antrag, für welchen die Linke ſtimmte, abgelehnt pur, 
der Antrag von Francke angenommen. Dieſer lautet: „Die National⸗Ver⸗ 
ſammlung beſchliezt, die Centralgewalt möge die unumwundene Anerkennung 
der Centralgewalt und des Geſetzes darüber von der Staatsregierung des Kö⸗ 
nigreichs Hannover fordern.“ Die Verkündigung dieſes Beſchluſſes wurde mit 
ſtürmiſchem, andauerndem Jubel aufgenommen. Simon von Trier verlangte 
die Dringlichkeit eines Antrags zur Zurückweiſung der neulichen Erklärung des 
Preußiſchen Miniſterpräſtdenten (in Bezug auf die Niederſetzung der Central⸗ 
gewalt) begründen zu dürfen; desgleichen Nauwerck die Dringlichkeit eines 
Antrags, dahin gehend, daß die Nationalverſammlung erklären folle, daß fle 
nach Vuchſtaben und Geiſt des §. 9. des Geſetzes über Niederſetzung der Een⸗ 
tralgewalt den Vorbehalt ihres Einverſtändniſſes für Beſchlüſſe über Krieg und 
Frieden für alle Fälle gemeint habe. Die Nationalverſammlung ließ die Be⸗ 
gründung nicht zu; eben ſo nicht die Begründung der Dringlichkeit eines An⸗ 
trags von Schoder und H. Simon aus Best: DIE tener, 
lung wolle erklären, daß der ſeitens der Bundesverſammlung vollzogene Akt der 
Uebertragung der Centralgewalt an den Reichsverweſer für rechtlich begründet 
nicht erachtet werden könne.“ Dagegen wurde Eiſenſtuck die Begründung 
der Dringlichkeit eines Antrags zugeſtanden, welcher dahin geht: „Die Natio⸗ 
nalverſammlung wolle einem von dem Anttagſteller übergebenen Antrag (Etlaf⸗ 
ſung proviſoriſcher Beſtimmungen über die Zoll⸗ und Handelsverhältniſſe be⸗ 
treffend) dem volkswirthſchaftlichen Ausſchuß zur beſchleunigten Berichterſtattung 
empfehlen, ſo daß längſtens binnen 14 Tagen ordnungsmäßig darüber berathen 
werden könne.“ Bei der ſich entſpinnenden Debatte gab Herrmann von 
München Erläuterungen über die bisherige Thätigkeit des volkswirthſchaftlichen 
Bande zu . 80 4 7 Ge noch der konſtituirenden Natio⸗ 
nalverſammlung einen Geſetzentwurf über ein Handels- und Zoll s 
legen. Er hat aber für nöthig gehalten, di War NE 179 
Staaten genau in Erwägung zu ziehen, und das kann nicht ohne Vernehmung 
von Sachverſtändigen geſchehen. "Bereits find die betheiligten Regierungen auf⸗ 
gefordert, Sachverſtändige in Zollſachen Zu ſchicken. Auch werden Sachver⸗ 
ſtändige berſchtedener Art in den einzelnen Ländern direkt zur Acußerung aufge⸗ 
fordert. Es iſt unmöglich, in der von Eiſenſtuck verlangten Zeit Bericht zu 
erſtatten. Die Verſammlung lehnte den Eiſenſtuckſchen Vortrag ab, einpfahl 
aber nach einem geftellten Verbeſſerungs-Antrag den eigentlichen Eiſenſtuckſchen 
Antrag dem volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſe zur möglichſt n Erledi⸗ 
gung. — Es wurde ſodann zur Distuſſton über den neulich von Merck aus 
Hamburg erjtatteten Bericht, das Geldausfuhrverbot in Oeſterreich betrefiend 
übergegangen. Die Anſicht des Ausſchuſſes iſt, daß die Oeſterreichiſche Regie⸗ 
rung zu veranlaſſen ſei, das Ausfuhrverbot von edlen Metallen baldigſt Ne 
zuheben oder wenigſtens keinenfalls nach Ende Juli zu erneuern, und er ſtellt 
daher den Antrag, die hohe Nationalverſammlung wolle erklären, „daß das 
von der Oeſterreichiſchen Regierung unter dem 2. April a. e. erlaſſene und fpäs 


ter bis Ende Juli verlängerte Ausfuhrverbot von edlen Metallen ſowohl für 


Oeſterreich ſelbſt, wie für die übrigen Deutſchen Staaten, große Nachtheile 
habe, — und daß eine ſolche den übrigen Deutſchen Staaten gegenüber nicht zu 
rechtfertigende Maßregel mit der Einheit Deutſchlands unvertraglich ſei.“ Der 
Ausſchuß beantragt ferner, die hohe Nationalverfammlung wolle beſchließen, 
dieſe Erklärung der Oeſterreichiſchen Regierung auf geeignetem Wege mittheilen 
zu laſſen. Kolb, welcher neulich einen auf dieſe Angelegenheit bezüglichen An⸗ 
trag geſtellt hat, vermißt in dem Ausſchuß⸗Antrage die Aufforderung, das Ver⸗ 
bot zurückzunehmen, und ſtellt ein desfalſiges Amendement. — Ver die Ven 
Wien giebt zu, daß in dem Ausſchuß⸗Berichte richtige national⸗ökonomiſche 
Grundſätze entwickelt feien, giebt aber die eigenthümliche Lage Oeſterreichs zu 
bedenken, für welches der Staats⸗VBankerott auch formell ausbrechen würde, 
wenn man die Aufhebung des Verbots verlangen wollte. Jenes Verbot iſt ein 
Produkt der äußerſten Noth. Der Redner findet es eigenthümlich, einer kon⸗ 
ſtituirenden Körperſchaft das Ausſprechen eines nationgi⸗ökonemiſchen Sages 
zuzumuthen. Er beantragt, die Centralgewalt folle auf unverzügl e Side 
rung des Ausfuhr⸗Verbots in Vezug auf Deutſchland hinwirken, don Würt 0 
aus Wien erklärt ſich gleichfalls gegen den Ausſchuß⸗Antrag unter Berufung 
auf den Nothſtand des Oeſterreichiſchen Staates. Es knüpfte ſich daran eine 
ſehr intereſſante, ſachkundige Debatte an welcher ſich Löwe von Kalbe, Moritz 
Mohl, v. Bruck, Giskra, Schilling, Beckerath, Blum, Merck als 
Berichterſtatter theils dafür, theils dagegen betheidigten. Der Ausſchußantrag 
wurde mit großer Mehrheit angenommen. 

Frankfurt a. M., den 16. Juli. In der z9ſten Sitzung der National- 
Verſammlung am 15. Juli verlas der Präſtdent eine von demſelben Tage da⸗ 
tirte Botſchaft des Reichsverweſers, worin derſelbe der Verſammlung anzeigt, 
daß er auf kurze Zeit Frankfurt wieder verlaſſe. Zugleich überſandte der Reichs⸗ 
verweſer der Verſammlung einen von ihm erlaſſenen Aufruf“ an das Deutſche 
Volk, welcher ſofort verleſen wurde und lebhafte Acclamation hervorrtef. Der 
Keichs⸗Juſtiz⸗Miniſter (welcher den Reichsverweſer nach Wien begleitet) und 
der Reichs⸗Miniſter des Innern und der auswärtigen Angelegenheiten gaben 
hierauf Erläuterungen über die Grundſätze des Miniſteriums. g 
Der Aufruf an das Dentſche Volk lautet: 
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„An das Deutſche Volk. gay 

„Deutſche! Eure in Baer verfammelten Vertreter haben mich zum 

i ählt. a 
e 0 e Ni Vertrauens, unter den Grüßen voll Oerzlich keit, 
die mich überall empfingen, und die mich rührten, übernahm ich die Leitung 
i ü Vaterland. 
8 — — — — 8 die Freiheit voll und 
unverkürzt Ir verdient fie, denn Ihr habt fle muthig und beharrlich erſtrebt. 
ie wird Euch nimmer entzogen, denn Ihr werdet 9 65 fie zu wahren. 

Eure Vertreter an das Verfaffungswerk für Deutſchland vollenden. 
Erwartet es mit Vertrauen. Der Bau will mit Ernſt, mit Beſonnenheit, mit 
— — geführt werden. Dann aber wird er dauern, feſt wie 

re erge. 7 
8 t ernſte Prüfungen zu beſtehen. Sie 
werben de! n en Sa Eine Kan. werden ſich wieder 
ben, Euer Flelß Vid Arbeit finden, Euer Wohlſtand wird fi) heben, wenn 
mertraue, Euren Vertretern, wenn Ihr mir _- den Ihr gewählt, 

mit Euch D inig, frei und mächtig zu machen. 

be vergehen dag w Fabel nur — dem Schirme der Ordnung 
He efenlichten wurzelt. Wirkt mit mir dahin, daß dieſe zurückkehren, wo 
Ich nit ber brden- Dem verbrecheriſchen Treiben und der ae werde 
vollen ewichte der Geſetzt entgegentreten. Der Deutſche Bürger 

= gegen jede ftrafbare That. j 2 l 
dens erfreuen w. 7 5 mich hoffen, daß ſich Deutſchland eines ungeſtörten Frie⸗ 

Sollte ie Re ‚Ibn zu erhalten, iſt meine heiligſte Pflicht. 
dann wird das kähſete Dem e Ehre, das Deutſche Recht gefährdet Ar 
ſiegen wiffen. Frankfurt a. e, ben 5 7 lan zu kämpfen und zu 


„ . Der Reichsverweser ohann. 
Die Reichsminiſter cn 1 „ease er.“ 


Jena den 12. Juli. Die Idee einer Einheit der Thüringiſchen Lande, die 
ſchon in mehreren Blättern mehr oder weniger praktiſch beſprochen wurde, ge⸗ 
winut hier im Volke immer mehr Boden. Conſtitutionelle wie Republikaner ſu⸗ 
chen dieſe Idee zu verwirklichen, freilich in ganz verſchiedener Weist: die Repu⸗ 
blitaner wollen eine einige Republik Thüringen, die Conſtitutionellen eine größere 
Vereinigung mit dem Princip des conſtitutionellen Bundesſtaats. Die rührigfte 
beider Parteien war die republitaniſche, die, nach ihren eigenen Worten „Pros 
paganda zu machen und Emiſſäre aufs Land zu ſchicken für ihre heiligſte Pflicht 
hielt.“ Jeua iſt proviforifcher Vorort der demokratischen Vereine Thüringens. 

München, den 14. Juli. Ju der verwichenen Nacht iſt bei uns wieder 
einmal tüchtig patrouillirt worden, aber diesmal leider nicht aus bloßen Be⸗ 
ſorgniſſen vor möglichen Erceſſen, ſondern in Folge wirklicher aus einer Braus 
hausſcene hervorgegangener Unordnungen. Das Militair hat in der verwiche⸗ 
nen Nacht raſch und viel von ſeinen Waffen Gebrauch gemacht, und Blut iſt 
gefloſſen. Unter den zum Theil Schwerverwundeten befinden ſich Perſonen, 
ſe 3. B. auch Studirende, von denen mau mit abſoluter Gewißheit annehmen 
dent daß fie ſich unter den Brauhausſtürmern nicht befunden haben. — Bei 


dem oben erzählten Kravall foll em Nü a ö 

| nach dem Nürnberger Corrſpondenten auch dem 
asiegeminifter eine Katzenmuſtk zugedacht geweſen ſein, als Folge rin Polis 
Militair zu — Zoe gegen einige Bürger, die Arbeiten für das 


ten Bürger in einem münchener Localblatt erkären, dab ren hätte. „Die 
Herren Bürger von München ſeien arg verwöhnt und meinten, daß ſte jeden 


Sonn⸗ und Feiertag einen Braten haben müßten. 

Karlsruhe, den 11. Juli. Auf No. 9. des „Hecker ſchen Volksfreun⸗ 
des“, welche in Maſſen aus der Schweiz nach Baden herüber geſchlendert wurde, 
wird überall gefahndet. Es ſoll das Raffinirteſte, was je erſchienen, enthalten, 
unn bas Volk gegen die Fürſten, ſo wie alle Proletarier gegen Beſitzende aufzu⸗ 
telzen und in Wuth zu bringen. 

Das Würtembergiſche Miniſterium und die demokratiſchen 
Vereine. Schon neullch hat der Miniſter Romer in einem energiſchen Auf⸗ 
er ſich über die Nothwendigkeit eines geordneten, Rechtsſtan⸗ 
ochen, und den Willen det Regierung zur Aufrechthaltung 
9 und Ruhe neben der geſeklichen Freiheit erklart. Das Mir 


Schritt weiter, und veroffentlicht folgende Verordnun 
„ un gende Verordnung, 
betreffend das Verhot des demoktatiſchen Kreisvereins in Stukt⸗ 


Withelm, ven G i N 
„ „% n Vottes Gnaden König von Württemberg ꝛc. Nach 
Anſicht der Statuten des demokratiſchen SO MR . 


Grundlagen der öffentli en 

Ordnung bedroht, daß dieſer Verein mit Seen S in 
Verbindung ſteht, welches ſich ſchon urſprünglich als Gegenſatz gegen die Deut⸗ 
ſche Natioual⸗Verſammlung erklart und dadurch, ſo wie durch öffentliche Aufforde⸗ 
en Beſchlüͤſſe dieſer Verſammlung und zur eigenmäch⸗ 
bet n 4 15 neuen Vertretung feine neue Tendenz hinreichend kundgege⸗ 
Bun 4 7 re daß durch die von einem ſolchen Verein unterhaltene Auf 
8 85 5 die Nückkehr des allgemeinen Vertrauens, ohne welches eine 
Fa u er gedrückten Verkehrs⸗ und Oewerbs⸗Verhältniſſe nicht möglich if, 
„verordnen Wir, nach Anhörung unſeres Geheimen Raths, in Kraft 


des 8. 89. der Ver 3 > 
Stuttgart e u wie folgt: Der demokratiſche Kteisveteln in 


fernere Theilnahme an demſelben verboten, und woſern 

e 7 Verbrechen übergeht, an den Stiftern oder Vorſtehern mit 
gerang zu einem Jahre, an den übrigen Genoſſen mit Gefäugniß bis 

zu vier Wochen oder mit Geldbuße von 50 bis 200 Gulden zu beſtrafen. Ans 
gehoͤrige eines andern Staates, welche ſich der Theilnahme ſchuldig machen, ſind 
nach erſtandener Strafe aus dem Lande auszuweiſen. Unſere Miniſterien ber- 


ruſg für die Rettung des Vaterlandes aus 


' ziehung diefer Verordnung beauftragt. 
e eg eee . Wilhelm. Für den Chef des 
Sn ö x 
Zuftize Departements: Harpprecht. Der Chef des Departements des damen: 
Duvernoy.“ z N 
Mainz den 14. Juli. Heute Morgen iſt durch die eee 
arzt Joſeph Gallette verhaftet und in Gewahrſam gebracht worden. iu und de. 
Abend noch predigte er im Freien Fuͤrſtenmord, wonach er der Repub 85 
Pariſer Inſurgenten ein Lebehoch brachte. Zum größten Aerger aller Freun 
Geſezes mußte man ſehen, wie die Gendarmen bei dieſer Gelegenheit vom rohe 
Poͤbelhaufen mit Steinwürfen verfolgt wurden. — Heute Morgen um 4 uhr 
wurde in Bingen OGeueralmarſch geſchlagen und fogleich 2 Compagnien der dor⸗ 
‚tigen Beſatzung nach Gau Algesheim beordert, wo ſehr ernſtliche Unruhen aus⸗ 
gebrochen ſein ſollen. Göln. Ztg.) 
Wien, den 17. Juli. Bis geſtern Abend hatten ſich bei der zum Empfange 
der Abgebedneten zum couſtituirenden Reichstage aufgeftellten Commiſſion 251 
Mitglieder gemeldet. a ; l 
— Die ſo eben uns zukommende zweite Ausgabe der Nr. 19 der in Mai, 
land erſcheinenden Zeitung „Lalvvenir d'Italia“ bringt uns die Nachricht, daß 
am 5. d. M. ein Bataillon Piemonteſen in Ferrara eingerückt ſei, und daß 18 
Bataillone die Po- Linie beſetzen würden. Die jüngſte proviſoriſche Regierung 
in Venedig beſteht aus den Hp. Caſtelli, Paleocapo, Camerata, Paolucei, 
Martinengo, Capedalis und Reali. Tommaſeo iſt nach Florenz gereiſt. 
Prag, den 15. Juli. In keiner Stadt hat ein Aufſtand der neueren Zeit 
ſo nachteilige Folgen nach ſich gehabt, als jene unſelige Pfingſtkataſtrophe Prags. 
Noch immer vermiſſen wir 5000 der wohlhabendſten Familien, die in jenen 
Schreckenstagen die Stadt verlaſſen haben und fo lauge der Belagerungszuſtand 
dauern wird, zurückzukehren nicht geſonnen find. Wir hegten ſchon große Hoff⸗ 
nung, daß derſelbe mit dem heutigen Tage aufgehoben werden würde, doch um⸗ 
ſouſt. Gewiſſe Leute ſcheinen an dem Fortbeſtande derſelben Wohlgefallen zu fin- 
den. So begab ſich neulich eine Deputation von 67 „gutgefinirten "Bürgern zum 
Fürſten Windiſchgrätz mit der Bitte, den Belagerungezunand noch nicht aufheben 
zu wollen, da man vor einem neuen Auftuhr noch nicht hinlänglich geſichert ſei. 
Welche Gründe man dafür anführen konnte, bleibt für uns ein Räthſel. — Der 
Handel liegt ganz darnieder, das Theater wird ſich kaum behaupten können, die 
Malerakademie, das Konſervatorium für Muſik haben ſich in Folge der traurigen 
Ereigniſſe aufgelöſt. Alle Künſtler ohne Ausnahme verlaſſen die Stadt, in der 
fie nicht einmal ihr Leben friften können. — Verhaftungen ſind noch immer an 
der Tagesordnung. — Dem Vernehmen nach ſoll Fürft Windiſchgraͤtz von hier 
naͤchſtens nach Italien abgehen; an feine Stelle kommt der General d'Aſpre. 
Peſth, den 11. Juli. Heute haben wir eins der großartigſten weltge⸗ 
ſchichtlichen Ereigniſſe erlebt. Seit deu Zeiten Maria Thereſtens war auf 
dem ungariſchen Reichstage keine ſolche allgemeine Hingebung und ae 
den Gefahren zu ſehen wie heute. 
Die gewaltige Stimme aber, welche diesmal eine ſo zauberähnliche Wirkung 
.. Bean dom 2öronfee 


i n Mannes von 
am Rande des Grabes ſteht, aber vom heiligen Feuer der Begeiſterung erhoben, 
des waltet. Es war 


mit dämoniſcher Gewalt über die Geſchicke ſeines Lan 

Koſſuth. Er iſt ſo ſchwach und angegriffen, daß er auf die Tribune geführt 

werden mußte. An ſeiner mächtigen Stimme aber merkte man die Schwächlich⸗ 
Mit eben ſo glänzender Beredtſamkeit als hinreißender 


keit des Körpers nicht. 


Begeiſterung ſchilderte er die Lage und Gefahren des Landes und forderte 
ſchließlich nichts weniger als die Bewilligung von 200,000 Rekruten uud 42 
Mill. Fl. Schon während der Rede wurde er von ſtürmiſchem Beifall unter⸗ 
brochen; als er aber geſchloſſen, kannte die allgemeine Begeiſterung keine Gren⸗ 
zen mehr. Der Anführer der Linken, der eigentlichen Oppoſttion, Paul v. Nyari, 
erſter Vieegeſpan des peſther Comitats, fand auf, erhob zwei Finger wie zum 
wure, ſprach aber nur das eine verhängnißvolle Wort: megadjuk! (Wir 
gehen!) worauf die ganze Verſammlung einhellig und mit höchſter Begeiſterung 
ihre Zuſtimmung ausdrückte. „Ich beuge mich vor der Größe diefer Nation,“ 
fagte Koffulh, von ſolchem Anblick tief gerührt. Die Verſammlung war nicht 
mehr fähig, etwas vorzunehmen, und ging auseinander. Seinen detaillirten 
Manzentwnrf wird Koſſuth morgen vorlegen. Die Rekrutenaus hebung ſoll in 
der Meife geſchehen, daß das gegenwärtig in Ungarn beſindliche Militair auf 
200,000 Mann gebracht werden ſoll. Die 42 Mill. Fl. ſollen theilweiſe durch 
eine Anleihe herbeigeſchafft werden. Zu der Abendſtzung iſt eine Commiſſton 
zur Entwerfung der Adreſſe niedergeſetzt worden. 4 
Aus guter Quelle erfahren wir, daß das Wiener Miniſterium De er 
hoff mit dem Ungariſchen Miniſterium Hand in Hand gehen ei 
ommandant von Peterwardein, „Feldmarſchalllieutenant v. EL Aprerd die 
welcher feine Enthebung von dem königl. Commiſſariat über W jetzt mit 
Grenze verlangt hatte, ließ ſich zur Beibehaltung bewegen und An den Erz⸗ 
großer Energie gegen den Van Jellachich und deſſen Pari ae hen eurer) 
ifchof ven Karlewig, Joſeph Rajacflcs, welcher in Agram ulehten und die auf⸗ 
den Befehl erlaſſen, augenblicklich nach Karlowitz zich weden jetzt überall 
wo ft ache erer du Ordnung au. enen e eren he Fe; 
wo fle ergriffen werden, vor das Kriegsgericht geſtellt. e ln unbedingt A 
bowsky ein directes königl. Haudbillet erhalten, welche > 
horſam gegen das Ungariſche Miniſterium anweift. 


Ausland. 


ren e sa * 5 
aris, den 16. Juli. Nach langer Deba 2 er den Geſetz. utwurf in 
wu * Uebergebung öffentlicher Arbeiten an Aſſociationen wurde in der geſtri⸗ 
gen Sitzung! der National⸗Verſammlung endlich der Vorſchlag des Herrn Bes- 
nard zur Abſtimmung gebracht, nach welchem der erſte Artikel durch folgenden 
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Artikel erſetzt werden fol. „Der Minifter der öffentlichen Arbeiten iſt ermächtigt, 
den affociisten Arbeitern diejenigen öffentlichen Arbeiten, welche ſich dazu eignen, 
zuzuſchlagen oder konzeſſionsweiſe zu bewilligen. Ein Reglement der öffentlichen 
Verwaltung wird die Beſchaſſenheit der zuzuſchlagenden oder konzeſſionsweiſe zu 
bewilligenden Arbeiten, ſo wie die Form und die Vedingungen der Zuſchlagungen 
oder der Konzeſſionen, ſeſtſtellen.“ Der Miniſter erklärte, daß er ſich dieſem Vor⸗ 
ſchlage anſchließe, worauf derſelbe mit ſtarker Majorität angenommen wurde. 
In der heutigen Sitzung vrrlas der Präſident folgendes Schreiben, welches 
ihm vom Abbé Lamennais zugegangen: N f 
„Bürger⸗Präſident! Wenige Tage vor ‚dem Aufhören des Journals Le 
Peuple Conſtituant wurde kraft alter Preßgeſetze die Unterzeichnung eines 
Geſchaftsfuͤhrers verlangt, worauf ein bei dieſem Vlatte Beſchäftigter ſeinwilligte, 
es einſtweilen in dieſer Eigenſchaft zu unterzeichnen. Bald nachher wurde die 
letzte Nummer des Peuple Conſtituant in Beſchlag genommen, und der Pro» 
viſoriſche Geſchäftsfuͤhrer ift jetzt vor den Inſtruktionsrichter geladen. Der auge⸗ 
ſchuldigte Artikel rührt von mir her und iſt von mtr unterzeichnet; es wäre alſo 
im hoͤchſten Grade unbillig, wenn ein Anderer als ich dafür Rede ſtehen ſollte. 
Ich erſuche daher die National⸗Verſammlung dringend, zu genehmigen, daß die 
Verfolgungen, die ohne offenbare Ungerechtigkeit nicht gegen einen Anderen gerich⸗ 
tet werden könnten, gegen mich eingeleitet werden. Gruß und Brüderſchaft. (gez.) 
Lamennais, Volks⸗Repräſentant.“ f 
Die Verleſung dieſes Schreibens verurſachte große Bewegung im Saale. Der 
Praͤſident ſchlug vor, daſſelbe an die Abtheilungen zu verweiſen. (Reklama⸗ 
tienen einerſeits; andererſeits der Ruf: Unterſtützt!) Abbe Lamennais, 
auf den ſich alle Blicke richten, beſteigt die Rednerbühne. Sein Antlitz iſt bleich 
und eingefallen, feine Stimme fo ſchwach, daß die Nepräfentanten, die etwas von 
feinen Worten hören wollen, ſich um die Tribüne drangen. Er wiederholt, was 
in dem Schreiben ſteht, und fügt hinzu die Sache ſei fo klar, daß es keiner Ueber⸗ 
weiſung an die Abtheilungen bedürfe; die Verſammlung könne ſofort darüber ent 
ſcheiden. (Aufregung.) Herr Baze ſtimmt dieſer Anſicht nicht bei; gerichtliche 
Verfolgungen gegen ein Mitglied der Verſammlung könnten nur unter Aufiecht— 
haltung gewiſſer Formen, von denen man nicht abgehen dürfe, genehmigt werden. 
Ein Mitglied beantragt Ueberweiſuug an den Juſtiz⸗Miniſter; ein ande, 
res ſchlaͤgt die vorläufige Frage vor. (Unterſtützt, unterſtützt!) Obgleich Abbe 
Lamennais von neuem auf fein Verlangen zurückkömmt, wird doch von der 
Verſammlung mit ſtarker Majorität die vorläufige Frage angenommen. Die 
Tagesordunng führte dann zur Fortſetzung der Diskuſſton der einzelnen Artikel des 
Geſetz⸗Entwurfs über die an Aſſociationen zu übergebenden öffentlichen Arbeiten. 
— Die Hauptſtadt iſt geſtern vollkommen ruhig geblieben. Es hatten zwar 
vorgeſtern einige Zuſammenkünfte in Bezug auf das zum 1 Aten beabſichtigte große 
Volksbankett ſtattgefunden, die Behörde hatte aber alle nöthigen Vorkehrungen ges 
troffen, und das Vorhaben iſt nicht zur Ausführung gekommen. Die vom Avenir 
National ausgegangene Erzählung von einer angeblichen Verſchwörung wird übri⸗ 
geus von der Patrie amtlich für erdichtet erklärt. Sie ſetzt hinzu, der Artitel die 
ſes Journals ſei den Gerichten überwieſen worden, und der Miniſter des Innern 
habe die gemeſſenſten Befehle ertheilt, gegen alle Verbreitet von alarmirenden Ge 
züchten ſofort einzuſchreiten. f ee 
Der Grund warum General Cavaignae feine Wohnung in das Hotel 
der Madame Adelaide (Rue de Varennes) verlegte, iſt gewiſſermaßen ein ſtratt⸗ 
gischer. Die ungeheueren Gärten dieſes Gebäudes haben einen Ausgang nach 
der rue de Babplone, einer ausgedehnten Caſerne gegenüber, So hat das Haupt 
der Vollziehungsgewalt immer Truppenmaſſen zu ſeiner Verfügung, die in ein⸗ 
tretenden Fällen ſogleich verwendet werben können. — Victor Hugo beabſichtigt 
ein Blatt unter dem Titel „die Begebenheit“ herauszugeben. Merp, Alphonſe 
Kart, Theophile Gautier, Balzac u. A. werden als Mitarbeiter genannt. — 
Große Maueranſchläge verkündeten geſtern, daß die Pferde und Equigagen des 
Grafen von Paris und der Frau Herzogin von Orleans öffentlich verkauft wer⸗ 


den. — Herr v. Lamartine, der mehrere Tage wegen Unpäßlichkeit das Zimmer 


hüten mußte, iſt geſtern wieder in der Nationalverſammlung erſchienen. 
— Das Kultus⸗Departement iſt dem Unterrichts-Miniſter Vaulabelle 


belaſſen worden. RR » 
— Die Franzöſtſche Akademie will, dem Vernehmen nach, den Liederdich⸗ 


ter Beranger, an des verſtorbeuen Chateaubriand Stelle, zum Diitgliede ernennen. 

— E. Girardin foll auf Anrathen ſeiner Freunde der Herausgabe feiner 
angekündigten Rechtfertigungsſchrift vorläufig entſagt haben. 
— Die Zahl der Verhafteten vermehrt ſich mit jedem Tage in ſehr bedeuten⸗ 
dem Maße. Dieſelbe beläuft ſich bereits auf 14,000. Sie ſind vertheilt in 
den Forts von Bandes, Montrouge, Jury, de l'Eſt, Mont Valerien, I 
und Vincennes. Außerdem find noch Andere verhaftet in der Militair⸗Schule, 
in Gros - Caillou, in der Kaſerne von Tournon, in der Conciergerie, in der Po- 
lzei⸗Präſektur, in den Gefängniſſen de la Force, St. Pelagie, Madelonettes 
und in dem Militair⸗Juſtizgebäude Abbape. N 
— Die innerhalb Paris liegende Garniſon ſoll jetzt 80,000 Mann betra⸗ 
gen. Außerhalb der Stadt lagern oder kantonniren angeblich noch 50,000 
Mann. Der Conſtitutionnel trägt heute auf Anlage iſolirter Kaſernen an, 
die außer der Schußweite aller Privatfenſter und Dächer lägen. Die alten Ka⸗ 
ſernen ſolle man der Mobilgarde einräumen. Auch einige Kavallerie ſolle ihr 
beigegeben werden. 

— Geſtern verhaftete man in den Volksgruppen eine ziemlich große Anzahl 
Leute, welche über angeblich in mehreren Theilen von Paris aus gebrochene Col⸗ 


8 


ſich gegen direkte Wahlen. 


liſionen die wiberfinnigften und lügenhafteſten Berichte zum Beſten gaben. In 
einigen der Verhafteten erkannte man Theilnehmer am Juniaufſtande. Die Ruhe 
und Ordnung iſt übrigens, ſo viel man weiß, geſtern Abend und in der Nacht 
nirgendwo in der Hauptſtadt geſtört worden. — Nach der „Union“ iſt jeder Ge⸗ 
danke an ein Einſchreiten in Italien jetzt definitiv aufgegeben. Dies Blatt will 
erfahren haben, daß die Mehrzahl der Corps, aus denen die Alpenarmee beſteht 
und welche am weiteſien nach der Gränze hin vorgeſchoben waren „den Befehl 
empfangen hätten, ſich nach Lyon zurückzuwenden und in der unmittelbaren Um⸗ 
gegend dieſer Stadt ein Lager von 25 — 30,000 Mann zu bilden. — Zwei 
von ihren Landsleuten gefeierte poluiſche Flüchtlinge, Towiansti und Gutt ſind 
in ihrer Wohnung verhaftet und ihre Papiere weggenommen worden. — Der 
Ruſſiſche Geſchäftsträger hat dem Miniſter der Auswärtigen eine auf die Frage der 
Donauprovinzen bezügliche Note berreicht. — Admiral Baudin kehrt wegen Kränkuch⸗ 
kein nach Frankreich zurück; fein Nachfolger ſoll Admiral Parſtoal werden, bisher 
Seepräfekt zu Toulon. — Marraft hat nach ‚feiner Erklärung im Municipal⸗ 
rathe bisher als Maire von Paris kein Gehalt bezogen. — Die mit Prüfung 
des Deere: Entwurfs für Vermehrung der Mobilgarde beauftragte Commiſſton 
iſt faſt einmüthig gegen die Verſtarkung dieſes Corps; der Kriegsmiuiſter aber, 
der geſtern von ihr gehört wurde, vertritt den Deeretentwurf als nothwendig. Die 
Commiſſton hat noch keinen Beſchluß gefaßt. 

— In geheimer Sitzung hat die National-Verſammlung die Wiedereinrich⸗ 
tung des Buffets zur Verabreichung von Erfriſchungen beſchloſſen. Mehrere Re- 
präſentauten beglückwünſchten den Legitimiſten Larochejacquelin zur Erlangung eines 
Beſchluſſes für eine „Reſtauration“. Er hatte nämlich die Herſtellung des Buf⸗ 
fets beantragt. 

N Großbritannien. 

London, den 14. Juli. In der Sitzung vom 13. Juli ward eine Bill, 
wodurch in Cauada der zwangsweiſe Gebrauch der Engliſchen Sprache in den 
Eingaben an den geſetzgebenden Rath und die geſetzgebende Verſammlung aufgehoben 
wird, zum zweitenmale verleſen. Im Unterhauſe gab Lord J. Ruſſell den 
Juhalt ſeiner neuen Bill an, durch welche den Wahlumtrieben und Beſtechungen 
mit mehr Erfolg entgegengetreten werden ſoll. Es ſoll künftig den Parteien nicht 
mehr freiſtehen, ihre Klagen fallen zu laſſen; bisher wurde neu erwählten Parla- 
meutsgliedern zuweilen mit Anklagen nur in der Abſicht gedroht, um Geld von 
ihnen zu erpreſſen. Der nen foll das Recht haben, ſich alle Be⸗ 
weismittel zu verſchaffen, auch eine Unterſuchung an Ort und Stelle anzuordnen. 
Dieſes neue Geſetz würde eine Erweiterung des früheren über denſelben Gegen⸗ 
fand fein, welches ebenſalls von Lord J. Ruſſell 1842 vorgeſchlagen wurde. 
Oer Miniſter ſprach mit ſehr ſchwacher Stimme, ſo daß man die vielen Einzel⸗ 
heiten der Maßregel kaum verſtehen konnte. Man wandte gegen die Bill ein, daß 
es in dieſer Sitzung zu fpät ſei; doch ethielt ſie die Erlaubniß, eingebracht zu 
werden. Das Haus ſaß noch bis 1 Uhr, die Bill über die verſchuldeten Irlän⸗ 
diſchen Güter im Ausſchluſſe berathend. Sammtliche Beſtimmungen derſelben 
wurden mit großer Mehrheit angenommen. 

— Aus Dublin meldet man zwei neue Verhaftungen. Die gewöhnlichen 
Verbrechen find augenblicklich ſehr ſelten. Auch iſt nie fo viel Land, wie in die⸗ 
ſem Jahre, angebaut worden. 

— Die beiden neuerwählten Sheriffs für Middleſer, Hr. Bous ſield und 
Hr. Mills, haben abgelehnt; Hr. Bousfield hat die für ſolche Weigerung feſtge⸗ 
ſetzte Geldſtrafe von 600 Pf. St. bezahlt; Hr. Mills beſtreitet die Rechtmaͤßgkeit 
jener Strafe. 8 4 

Nieder lande. 

Aus dem Haag, den 15. Juli. So eben erſcheint der Bericht der zwei⸗ 
ten Kammer über die von der Regierung vorgelegten Geſetz-Entwürfe, betreffend 
die Verfaſſungs⸗Reviſion. Das Zweikammer⸗Syſtem, wie es von der Regie- 
rung beantragt wurde, fand im Allgemeinen wenig Beifall. Die Mehrheit erklärt 
Ju Betreff der Kulte ſtimmt die Majorität für das 
Syſtem der Regierung (Abſchaffung des Placet), fo wie für die Freiheit des Un⸗ 
terrichts. Die Mehrheit trägt kein Bedenken gegen das Vereinigungsrecht. Die 
Majorität verwirft dagegen die von der Regierung in den betreffenden Entwürfen 
gewagten Verbeſſerungen der Sprache und der Orthographie. Sie tadelt es, daß 
das Kabinet Noord-Brabant ſchreibt anſtatt Braband und anſtatt Oeſening (Ue⸗ 
bung) Uitoefening (Ausübung). hä 

S ch w e i . Es A Wagna 

Neuenburg. (Eidg. Ztg.) Der Große Rath von Neuenburg hat mit 
40 gegen 30 Stimmen beſchloſſen, den ehemaligen Staatsrath für folgende 
Summen gerichtlich zu belangen: 1) 28,000 Fr, für die nach Bern geſchickte 
Munition; 2) 15,573 Fr. für fehlende Zeughaus: Effekten; 3) 52,916 Fr. 
für Ausgaben wegen der auf Sold dienenden Truppen. Die Summe von 1000 
Fr. als Reiſegeld für die Herren Favarger wurde geſtrichen. Die Frage, wer 
mit der Führung des Prozeßes zu beauftragen ſei, veranlaßte einen ſehr heftigen 
Wortwechſel zwiſchen den Herren William Favre und Staatsrath Piaget, indem 
Erſterer der proviſoriſchen Regierung die Schuld an dieſem unglücklichen Prozeſſe 
beilegte, da ſie den Finanzzuſtand des Landes, wie et von der abgetretenen Res 
gierung hinterlaſſen wurde, unrichtig dargeſtellt habe. Herr Piaget erklärte 
wenn der Große Rath dieſer Anſicht ſei, fo lege er fein, Amt nieder, worauf Herr 
Favre exwiederte: und er verlaſſe den Großen Rath, wenn es einem Mitgliede 
nicht erlaubt ſei, die Maßregeln der Regierung zu tadeln. Wirklich verließ er 

(Mit einer Beilage) 


den Saal. Nun große Verwirrung. Endlich wurde beſchloſſen: 1) Die Worte 
des Herrn Favre über die provlſoriſche Regierung nicht zu billigen; 2) dem Staats- 
rath den Dank aus zuſprechen für feine Amtsführung ſeit dem 1. März; 3) Herrn 
Favre einzuladen, wieder in der Sitzung zu erſcheinen. Herr Favre fügt ſich 
und die Frage über die Art der Vollziehung dieſes Dekrets wird verſchoben. Der 
Staatstalh hat dem Volke die Garantie der Verfaſſung durch 21 Stimmen der 
Tagſatzung mittelt einer Proclamation und 22 Kanonenſchüſſen kundgethan. 
5 EEE REN re. 

Aus Chur den 12. Juli wird dem „Schwäb. Merkur“ geſchrieben: Die 
Ereigniſſe in Venedig verwickeln ſich. Während die Oeſterreichiſche. Partei aus 
den meiſten Motabilitäten und abgeſetzten Beamten beſtehend, ſich vergebens ber 
müht, Venedig wieder unter Oeſterreichiſche Herrſchaft zu bringen, finden auf der 


andern Seite große Volksdemonſtrationen zu Gunſten des Anſchluſſes an Piemont 


ſtatt. Die Nationalgarde ift ebenfalls dafür; die Deputirtenverſammlung hat ſich 


dafür ausgeſprochen; am 3. Juli geſchah dieſes in einer feierlichen Verſammlung 
Re einer an Einftimmigteit grenzenden Mehrheit. Die neueſten Bewegungen 
ki Italieniſchen Heeres laſſen in Uebereinſtimmung mit dieſem Beſchluſſe eine kräf⸗ 
tige Hulſe für Venedig no ch vor dem Eintreffen der bedeutenden Verſtärkungen 
für die Armee Radetzky's erwarten. Die Stadt iſt beinahe gänzlich eingeſchloſſen, 


mehrere wichtige Punkte ſind von Oeſterreichern genommen; die Seeſeite iſt noch 


frei. Der Herzog von Savoyen hat ſich daher mit einem bedentenden Theile des 
Italieniſchen Heeres zur Unterſtützung Venedigs in Marſch geſetzt. Das ganze 
Valieniſche Heer iſt übrigens gegen Verona in Bewegung und bat den Mincio 
und Oglio überſchritten. Nationalgarden decken dieſe Rückbaltspunkte. Das 
Heer iſt des ewigen Lagerlebens müde und wünſcht den Angriff: Es iſt mit fo. 
geuaunten „beweglichen Barrikaden“ verſehen, welche zum Angriff auf Verona 
verwendet werden ſollen. — Die amtlichen Italieniſchen Blätter bemühen ſich, 
I Troſt und Beruhigung in die Gemüther zu bringen, während die 
se 5 2 Regierung mit Vorwürfen überſchütten und Haß und Zwie⸗ 
die Tiroler und Sehlde e muuf dem Stiſſer Joch if es noch wicht Fübig: 
a 56. Deſterreicher verſuchten am 5. und 6. die beſſer aufgeſtellten Ita⸗ 
liener zu überrumpeln und zu vertreib 1 4 ; 
Tiroler ind wüthend über die Gefangen 8 ar . 0 
Bündneriſches Gebiet verletzten. e 
ner wagt ſich mehr in eine Tir 


Sändel dne oliſche Ortſchaft, ſeitdem es auch mit dieſen öfters 


{ Moldau und Walachei. 
e ſy. Nach einem Bericht vom 10. d. M. ſind au demſelben Tage, 
— to bie uſſiſchen Truppen, 4000 Mann Infanterie, 1 Eskadron Kos 
pe 2 Artillerie, in das bereits vorbereitete Lager auf dem fogenann- 
— — eg bei Jaſſy eingerückt. Das Oberkommando führt Gene⸗ 
ae dow bes F 88 eee 
Pufareſ. Aue Buren 3 
ſerlich Ruſſiſche Konſul v. Kotzebue aus Fokſckany ein Abmahnungs⸗ und War: 
nungsſchreiben an den Metropoliten gerichtet habe, worin er den Anmarſch der 
3 nach der Walachei verkündet und auf das Unglück, welches über 
* würde, hindeutet, wenn man nicht von den Neuerungen 
2 abe wieder die Regierung übernehmen und durch Einſetzung 
oh ei in Gemäßheit des organiſchen Statuts ſich wieder unterwerfen 
. 5 N ann im ordentlichen Wege jene Verbeſſerungen anzuſtreben wären, 
bei en Wohl des Landes zu beſördern im Stande ſind. Man glaubt 
un 4 as dieſes Schreiben einigen Erfolg haben würde, da der Metropolit 
Rena = Händen der proviſotiſchen Regierung, die ſich von 300 Mann Mili⸗ 
ie Be = permanent erklärt hat. Die in die verſchiedenen Diſtrikte, um 
Butareſ l abgeſendete Commiſſaire erfahren theilweiſe Widerſtand. 
U e i i i | i i 
Se 5 5 ſich mehrere Mitglieder der bisherigen ptoviſoriſchen 
ce „ 
a es Juni. Zum Gonful i 
bol nase, iR, mi Befähigung de Emma, re 
r, ein ſehr angeſehener Deutſcher vom Staate N 
5 N Illinois, ernaunt 
worden. (Herr Körner iſt ein geborner Frankfurter, Bruder des Buwhindlers 
C. Rörner. Er war bei dem ſog. Fran 


hi kfurter Attentat vom Jahre 1833 com- 
promittirt. Wenn er nach Deutſchland kommt, findet er in den Herten Brieg⸗ 


leb, Compes ü itali 
Freunde = Goͤden, Rüder, Mitglieder der Nationalverſammlung, alte 


sa Washington, 


— — 


ubarung der preußiſchen Staats: 
. aſſun 


1 4 8874 e 1 
Eröffnung Di Dreitzigſte Sitzung, vom 18. Juli. 
i —— Abg. v. Daniels verlieſt das Proto- 
* ohne 
In perde e e 
verleſen. Die Mini 


Verſammlung zur Verei 


Einſpruch angenommen wird. Eine 
den „ betreffend die Umgeſtaltung der Domainen 
f Povinzen vom 17 d. M. iſt angelangt und wird 
gen über die Grundſätze weiche und Hanſemann machen einige Bemerkun⸗ 
bern ieh. Welche das Gouvernement bei der Reform der Agricul⸗ 

Abgeordncker Reichenſperg * 


gelegt, da er eine höhere Staatsſtelln hat fein Mandat als Abgeordneter nieder⸗ 


ng eingenommen und beantragt ſelbſt eine 


\ 


Beilage zur Poſener Zeitung. 


Neuwahl. 


Der Grenzverkehr ſtockt völlig, und kein Bünd⸗ 


.. 
. Juli geſchrieben, daß ber Kai⸗ 


den 21. Juli 1848. 


rlaubsgeſuche findet ſich nichts zu er⸗ 
Commiſſionen für die Poſener und 
ſich nunmehr des baldigſten zu 


Gegen mehrere vorgetragene U 
innern. — Bräfldent Grabow erſucht die 
für die Finanz und Schatz⸗Angelegenheiten, 

ituiren. ö 
9 Neumann verwahrt ſich gegen die neuliche Yeugerung 15 N 
neten v. Berg, in Betreff nichtdeutſcher Ländertheile, die er au N 
Großherzogthum Poſen bezieht. Seine Behauptung, daß Friedrich 2 habe 
verſchiedenen Theilungen Polens größtentheils nur das wiedergenom s 92 | 
was bereits früher Deutſch geweſen, fo namentlich der Netzdiſtrikt, un } 
dieſe Theile ſchon von ſelbſt zum Deutſchen Staatenbunde gehoren, . 
türlich und namentlich bei den Polniſch-Preußiſchen Abgeordneten großen Wi⸗ 
derſpruch. Hr. v. Brodowski entgegnet, daß er in dieſer Beziehung keinen 
anderen legalen Beſchluß kenne, als den Wiener, daß das Großherzogthum 
Poſen nicht Deutſch ſei. e \ 

Hr. Waldeck erſtattet den Wochen⸗Bericht über die Fortſchritte der Ar⸗ 
beiten der Verfaſſungs Commiſſton. Es iſt berathen worden: Die Unentgelt⸗ 
lichkeit des Volksunterrichtes, die Bezirkseintheilung, die ſelbſtſtändige Gemein⸗ 
deverwaltung. Unter dem politiſchen Theile der Berathungen befinden ſich: 
Die Annahme eines Zwerkammerſyſtems, deren erſtere aus 350 feſt ſtehenden 
Mitgliedern, welche über 40 Jahre alt ſein und einen ein jährigen Grundbeſitz 
nachweiſen müſſen; die Beibehaltung des indirekten Wahlmodus und die Vers 
mehrung der Wahlmänner um das Doppelte, indem künftig nicht 500, ſondern 
250 Urwähler einen ſolchen ſtellen werden u. ſ. w. Hat a 

Miniſter des Innern Kühlwetter: Was das neue Gefeg über die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Gemeindeverwaltung betreffe, fo fei daſſelbe ſchon lange erſehnt. 
Daſſelbe mache aber große Arbeitskräfte nöthig und nehme ſo viel Zeit fort, daß 
8e bisher noch nicht hätte zu Stande kommen können. — Es ſei das Gerücht 
gegangen, daß ein derartiger Geſetzentwurf bereits unter dem vorigen Miniſte⸗ 
rium vorgelegt, von dem gegenwärtigen aber reponirt worden. Er wiſſe nun 
zwar nicht, weshalb man demſelben weniger Freiſinnigkeit zumuthe, als jenem, 
dennoch verſichere er, daß dies Gerücht ohne alle Begründung, daß vielmehr 
dieſe Angelegenheit auf alle mögliche Weiſe beſchleunigt würde. 5 

Nachdem Hr. Dunker den ſchon früher mitgetheilten Addreß⸗Commiſ⸗ 
ſtonsbericht verleſen und Miniſter⸗Präſident v. Auerswald erklärt hat, daß das 
Miniſterium ganz damit einverſtanden ſei, faßte die Biamee einſtimmig 
den Beſchluß, von der Abfaſſung ꝛc. einer Addreſſe gänzlich zu al 1 

Finanzminiſter Hanſemann, welchen dringende Geſchäſte abrufen, er⸗ 
ſucht diejenigen, AR ikea an ihn richten wollen, ihn für heute zu 

en. — eſchieht. 
e Bucer belle einen Bericht der Central-Commiſſion über den von 
91 Abgeordneten geſtellten Antrag auf ſofortige Aufhebung der Gefege, durch 
welche den Kreisſtänden die Beſugniß beigelegt iſt, Ausgaben mit verpflichtender 
Wirkung für die Kreis⸗Eingeſeſſenen zu beſchliehen. 

Das Mitglied für Sagan und 93 andere Abgeordneten hatten am 30. 
Mal den Antrag geſtellt: die oben bezeichneten Geſetze, ebenſo die etwa ſonſt 
noch in gleichem Sinne erlaſſenen aufzuheben. Zur Motivirung ihres Verlan⸗ 
gens führen ſte aus, daß die Kreisſtände, überwiegend aus den großen 7 75 
beſitzern gebildet und deshalb mit dem Vegriff des Repräſentativſtaats, mit der 
Gleichheit Aller vor dem Geſetz in Widerſpruch ſtehend, bei der neuen Organi⸗ 
fation des Gemeindeweſens von ſelbſt wegfallen würden. Sie ſofort ganz außer 
en, ehe etwas Anderes an ihre Stelle getreten, könne bedenk⸗ 
tem Pic une aul, der anderen Seite fei aber die Getahr vorhanden, fie möch⸗ 

nenn rn Dafeins dazu benugen, den Eins. 
geſeſſenen neue drückende Laſten aufzulegen. Diefer Weforgniß werde am ein⸗ 
fachſten durch Aufhebung der Gefege vom 25. März 1841 u. ſ. w. vorgebeugt. 
Die zweite, fünfte, flebente und achte Abtheilung haben ſich, in Anerkennung 
und weiterer Entwickelung der von den Antragſtellern angedeuteten Gründe, 
unbedingt für die Aufhebung erklärt: die achte will insbeſondere noch darauf 
aufmerkſam gemacht haben, daß die Rheinprovinz ſich fünf Jahre lang des ihr 
zugedachten Geſetzes erwehrt habe. Die dritte Abtheilung erkennt die thatſäch⸗ 
liche Richtigkeit der Motive an, glaubt aber, den beabſichtigten Erfolg auch 
ohne Aufhebung jener Verordnungen dadurch erreichen zu können, daß die Res 
gierungen angewiefen würden, bei der Beſtätigung der Kreistagsbeſchlüſſe mit 
großer Umſicht zu verfahren. Die vierte Abtheilung endlich hält es gar nicht 
für gerathen, bis zur Emanation einer neuen Landgemeindenordnung, die Wirk⸗ 
amkeit der bezeichneten Geſetze zu hemmen, die ſich z. B. in der Garantie für 
Sparkaſſen als nützlich erwieſen hätten, deren Aufhebung ſogar Bedauern er⸗ 
regen würde. Die Central-Abtheilung ſelbſt hat ſich mit 4 Stimmen gegen 2 
für den Antrag, jedoch mit Vorbehalt einer ſchärferen Präciſtrung entſchieden. 
Ihr Gutachten, geht dahin, daß die Schlußworte des Antrags, „ebenſo die etwa 
ſonf noch in gleichem Sinne erlaſſenen Geſetze“ zu ſtreichen, ſtatt deſſen alle 
bezüglichen Gefege namentlich aufzuführen und demnach folgendes Geſetz zu bes 
chließen und der Krone zur Erklärung zuzuſtellen iſt: die Verordnungen über 
das Recht der Kreieſtände, Aufgaben zu beſchließen und die Kreiseingeſeſſenen 
dadurch zu verpflichten, für die Mark und die Niederlauffg vom . 18 
1841 (Geſ.⸗Samml S. 53.) und deren Ergänzung vom 7. März 1845 ‚art 
Samml. S. 159.), für Pommern und Rügen von demſelben Tage Sad 
Samml. S. 55.), für Poſen von demfelben Tage (a. a. O. ©. 58.), benſelben 
fen von demſelben Tage (a. a. O. S. 61.), für Weftphalen dez ml. S 
Tage (a. a O. S. 62.), für Preußen vom 22. Juni 1842 (Se ) für die 
211., für Schleſten vom 7. Januar 1842 (Geſ.⸗Samml. be Afgthoben 
Rheinprovinz vom 9. April 1846. (Geſ⸗Samml. S. 161.) ipeilung Jonas. 
Berlin, den 7. Juli 1848. Die Mitglieder 25 a i 8. 
ellern. Nickel. M. Flemming. Bucher. oritz.“ 5 york 
Referent fügt hinzu, daß, wenngleich die in an Grub n 
nichts zu thun hätten, als ſich, wie der vereinigte > rt fiche mine 
tragen, fo dürfe man doch nicht bis dahin warten, Ades Mifverhältniß in den 
ihre Kreisinſaſſen zu drücken, es herrſche ein are daraus een 5 en 
Beſteuerungen derielben und dem Nutzen, welchen mit t 3 „Der Arme 
trägt zur Erbauung von Chauffeen bei, die © bt f ! 8 Fubtwert be⸗ 
tritt, auf denen er nie einen Scheffel ſelbſt geuendteice Korn zur Stadt dc, 
fen wird. Es thäte Noth, ſolchem und manchem anderen Mißweſen Einhalt 


1 Age Kühlwetter bemerkt, daß er, in Anerkennung mancher der ge 
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rügten Uebelſtände, den Regierungen den Befehl gegeben habe, bis auf Weiteres 
alle kreisſtändiſchen Beſchlüſſe zurückzuweiſen. Uebrigens könne er nicht anneh⸗ 
men, daß eine fo große Gefahr des Mißbrauchs kreisſtändiſcher Rechte zu befors 
gen ſei. Auch könne bei der Aufhebung der bisherigen Geſetze von einer Rück⸗ 
wirkung der neuen nicht die Rede ſein. - 

Hr. Wangenheim iſt gegen die ſofortige Aufhebung jener Geſetze, 
in Verfolg der miniſteriellen Anſicht — (Ruf zum Schluß.) 

Hr. Moritz iſt für den Antrag, indem er hervorhebt, daß, wenngleich die 
Regierungen dem Miniſterial⸗Edicke gehorchen würden, fo doch keine Vürg⸗ 
ſchaft vorhanden ſei, daß nicht der früh oder ſpät kommende Nachfolger des 
Miniſters des Innern, daſſelbe eher aufhebe, als die definitive Aufhebung der 
Kreisſtände erfolgt ſei. x 

Hr. Graf Reichenbach iſt ebenfalls für den Antrag, da die Kreisſtände 
noch heute bedeutende Capitalien in Händen hätten, über die fie ohne Weite⸗ 
res disponſren könnten. 

Miniſter Kühlwetter bemerkt, daß das Ganze nur eine Formfrage ge⸗ 
weſen, ob die Kreisſtände durch ein Geſetz oder durch eine Verfügung 
außer Funktion geſetzt werden ſollten. 

Drei Amendements werden geſtellt durch die HH. Groß, Dierſchke und 
Reichenbach. Nur das des erſtern wird unterſtützt. 

Nachdem noch Hr. v. Worries gegen den Antrag geſprochen, indem er 
den Concurs der Kreisſparkaſſen mit dem Falle der Kreisſtände in Verbindung 
bringt, in Folge deſſen z B. viele Bauten aufhören und großer Nothſtand ein⸗ 
treten müße, beſchließt die Majorität, zum Schluß überzugehen. Hr. Bucher 
verwahrt ſich noch gegen die Meinung des Miuiſters, als ob hier von einer 
bloßen Formfrage die Rede ſey. Außerdem müſſe die betreffende Regierung 
jeden kreisſtändiſchen Beſchluß beſtätigen. Miniſter Kühlwetter wider⸗ 
ſpricht dem, da den Regierungen auch das Recht zuſtehe, dergleichen Beſchlüſſe 
zurückzuweiſen. N 

Hr. Weich ſel als einer der 95 Antragſteller, iſt gegen jede Rückgeſetz⸗ 
gebung, die der Reaktion, die ſich ſchon mächtig genug aufraffe, nur noch 
mehr in die Hände arbeite (rechts: oho! — links: Bravo!) 

Der Antrag, ſowie das Groß'ſche Amendement, welches die Worte: „un⸗ 
beſchadet der auf Grund dieſer Verordnungen bereits durch die Kreisſtände ge⸗ 
faßten, Beſchlüſſe,“ vor den letzten Worten einſchaltet, wird mit großer Majo⸗ 
rität angenommen. a f 

Hr. Reichenſperger verlieſt nunmehr den Commiſſtonsbericht zum An⸗ 
En des Abg. Wenzelius wegen Einberufung des gewählten Abg. Victor Val⸗ 
enaire. 

„Hr. v. Berg ſtimmt fofort für die Annahme des Antrages und vorherigen 
Schluß der Debatte, der jedoch in Folge eines Einwandes des Hrn. Simon, 
der die Rechte der Minorität geachtet und bewahrt wiſſen will, nicht ange⸗ 
nommen wird. Derfelbe Abgedrdnete ſpricht, bei der nunmehrigen Fortſetzung 
der Debatte, gegen den Antrag. Wenngieich das Geſetz vom 23. Juni d. J. 
der Verſammlung das Recht zur Siſtirnng einer Unterſuchung oder Haft eines 
ihrer Mitglieder gegeben habe, ſo müſſe doch gerade deshalb nie ein Eingriff 
in das Geſetz geſchehen. Die Akten befänden ſich bereits bei dem General⸗Pro⸗ 
kurator, deſſen Ausſpruch abzuwarten ſeyn dürfte; außerdem habe er die per⸗ 
ſönliche Ueberzeugung gewonnen, daß irgend ein Talent der Kammer in Val⸗ 
denaire nicht entzogen wird. (Heftiger Widerſpruch auf der Linken: Das iſt 
eine Anmaßung! keine Kritik!) Schließlich dürfe er auch gar nicht Platz neh⸗ 


men in der geheiligten Kammer der Volksvertreter, bevor er nicht glänzend ge⸗ 
rechtfertigt ſey, was bis jetzt nicht geſchehen. 


Hr. Gräff (V's Stellvertreter) ſpricht für den Antrag. 

Hr. Bauerband ſpricht gegen den Antrag. (Hr. v. Kirchmann nimmt 
den Präſtdentenſtuhl ein). Er finde Valdenaire eines ſchweren Verbrechens 
beſchuldigt. (Links: ohol) 

Hr. Borchardt ſpricht noch für, Hr. Stupp gegen den Antrag; doch 
wird der Antrag am Schluß der Debatte dringend begehtt. Der Präftdent 
bemerkt, daß noch acht Redner eingeſchrieben ſeyen. Hr. Harraſſowitz 
ſpricht gegen den Schluß, damit noch ein Redner den Gegenſtand von dem alt⸗ 
ländiſch⸗juriſtiſchen Standpunkte erörterte. Deſſenungeachtet wird der Schluß 
mit 135 gegen 118 Stimmen ausgeſprochen. Hr. Reichenſperger nimmt 
nun zunächſt als Verichterſtatter das Wort. 5 8 

Wenn auch ein Urtel des Anklageſenats wirklich vorläge, fo würde er (Ber 
richterſtatter), dennoch auf Waldenaire’s ſofortige Einberufung antragen, da, 
falls ſich eine Schuld gegen Jenen ergebe, nach der Seſſton noch immer einge⸗ 
ſchritten werden könne (Bravo.) Demnächſt hat Or. 
tragſteller das letzte Wort. (Schluß folgt.) 


[Für den hier folgenden Theil ist die Redaction nicht verantwortlich.] 


Sehr viele Dominien in unſerem Staate, in denen die Vrennertien in einem 
fo großen Flor find, haben ihre Brennereien verpachtet, und zwar exiſtiren viele 
Kontrakte, in welchen unter anderen Bedingungen auch diefe find: 

daß dem Dominium die Schlempe verbleibt, die Kartoffeln für einen 
gewiſſen Preis in die Brennerei geliefert werden, der Pächter die 
Steuer bezahlen und den Spiritus, welchen er erzeugt, für ſich ver⸗ 
wenden kann. 

Da nun der Spiritus ein Produkt iſt, deſſen Preis ſehr dem Steigen und 
Fallen unterworfen ift, fo iſt der Kartoffelpreis gewöhnlich nach dem Spiritus⸗ 
Preiſe berechnet. Wenn z. B. die Tonne Spiritus à 120 Quart zu 12 Rihlr. 
ſteht, fo werden 6 Sgr., ſteht er 13 Rihlr , 7 Sgr. pro Schfl. Kartoffeln be 
rechnet, und auf dieſe Weiſe ſteigt der Preis pro Scheffel Kartoffeln mit 1 Sgr. 
je nachdem der Spirituspreis pro Tonne um 1 Rthlr. ſteigt. Dieſe Kontrakte 
find, wie jeder gleich einſehen wird, auf die bisher befichende Steuer, die bei 
dem ganzen Geſchäſte eine Hauptſache iſt, berechnet. Wie werden ſich nun, da 
vom Iflen Oktober a. c. eine Erhöhung der Steuer von 2 Sgr. pro 20 Quart 
auf 3 Sgr. eingeführt werden ſoll, dieſe Kontrakte ſſellen und wer wird den 
Schaden tragen? Das Dominium oder der Pächter? Es iſt vorauszuſchen, 
daß jedenfalls der Spiritus im Preiſe ſteigen wird, dafür nimmt aber das Do⸗ 
minium auch einen höheren Preis für die Kartoffeln in Anspruch, und die hör 
here Steuer würde dem Pächter allein zur Laſt fallen. Es wäre ſehr zu wün⸗ 
ſchen, daß dieſes vor Einführung des Geſetzes genau erörtert würde, weil da⸗ 
durch vielen Streitigkeiten und Prozeſſen vorgebeugt werden könnte. 


Marktbericht. Berlin, den 19. Juli. 

Weizen nach Qual. 45 — 48, 864 Pd. poln. bunt. 474 bez.; Roggen loco 
24—27; 86 Pfd. 27 zu haben; pr. Jul / Sept 25 Br., Sept Det. 20 ben. u. 
Br., 257 verk., 253 G.; Gerfle große, lere 2; Safer loco nach Qual. 
16 - 18. — W. Rübſen, S. Rübfen 66-635 Nübel loco 10.—10f, Juliſuu- 
auſt 103, 105, dee een bead en 
1 105— 103, Nov / Dec. 11— 1086 u. G. 0 ez. 
S 17 Dr., Sept Sti. 161—16, br 


Druck u. Verlag von W. Decker & Comp. Verantwortl. Redacteur: C. Henſel. 


Wenzelius als Ans 


Dankſa gung. 

Bei meinem Abgange von Gneſen habe ich noch 
die angenehme Pflicht zu erfüllen, in meinem Na⸗ 
men und dem der in dortigem Lazareth in den Mo— 
naten April, Mai und Juni c. behandelten 1500 
Kranken, unter denen 120 ſchwer Bleſſirte, den 
aufrichtigſten und herzlichſten Dank allen den Wohl⸗ 
thätern auszuſprechen, die uns in der Zeit der Noth 
ein ſo treuer Beiſtand waren. 

Mit reicher Hand ſandten die edlen deutſchen 
Frauen und Jungfrauen aus der Provinz Pommern, 
Neumark, Schleſien, dem ganzen Großherzogthum 
Poſen, vorzüglich Bromberg und Gneſen, Char pie, 
Leinen, Binden, Erquickungen und Erfriſchungen 
aller Art, ſo wie auch nicht unbedeutende Geld⸗ 
funmen. 

Ihrem frommen Gebet, Ihren gütigen, milden 
und zu rechter Zeit gereichten Gaben, iſt das große 
Glück beizumelien, mit dem fo vitle Leidende der 
Oenefung wieder zugeführt find. — Es ſtarben von 
120 Bleſſirten 8 Mann, darunter 3 an abſolut tödt⸗ 
lichen Verlezungen, von den übrigen 1480 Kranken 
erlagen 10 Kranke dem Typhus und chroniſchen 
Krankheiten, 1482 Kranke find, bis auf wenige Re⸗ 

ſtanten, der Geſundheit und größtentheils auch dem 
Königlichen Dienſte wieder zugeführt. 
Die Werke der Barmherzigkeit, 
Ä find Werke für die Ewigkeit. 

Gneſen, den 15. Juli 1848. 

Dr. Spiegelthal, 
Regiments- Arzt des 3. Drag.⸗Regts. 


Magen: und Blumen⸗Auktion. 


Dienſtag den 25ſlen Juli Vormittags von 
10 Uhr ab ſollen im Gebäude des Königl General- 


Kommandos auf der Wilhelmaſtraße ein vierſſiger 


Landauer Staatswagen mit Verdeck auf eifernen 
Achſen, in ganz gutem Zuſtande, fo wie auch meh⸗ 
rere Blumen⸗ und Topfgewächſe gegen baare Zah⸗ 
lung verſteigert werden. Anſchütz. 


Baeachtungswerthe Anzeige. 
Am Wilhelmsplatze Nr. 15. werden 
von heute ab, wegen gänzlicher Auf- 
gabe einer Tuch- und Tapiſſeriewaa⸗ 
ren⸗Handlung zum Einkaufspreiſe 
alle noch darin vorhandenen Waaren, 

beſtehend 

in verſchiedenen angeſchnittenen Tu- 
chen, Cords, Vuckskins und Satins, 
ſo wie Berliner Stick-, Zephir- und 
Caſtor-Wolle in allen gangbaren 
Farben, Metall- und Glasperlen, 
Stickchenille, Näh- und Cordonſeide, 
feidenen, halbfeidenen, baumwolle— 
nen und leinenen Canavas, Strick-, 
Näh⸗ und Sticknadeln, fertigen Bör— 
ſen, verſchiedenen angefangenen und 
fertigen Stickereien, ſo wie eine 
große Auswahl Stickmuſter, billigſt 

verkauft, wozu ergebenft einladet 

Eduard Vogt. 


— — 


Neumarkt No. 6, iſt die Vel⸗Etage, beſtehend in 
Stuben, Küche und Zubehör, von Michaelis c. 
ab für 150 Rthlr. zu vermiethen. Näheres beim 
Briefträger oder Friſcur Anders. g 


In meinem Hauſe Sapieha-Platz No. 15. ſind 
vom 1. October d. J. 

die Bel⸗Etage: beſtehend in vier Zimmern nebſt 
Balkon, Küche, Speiſekammer nebſt Zubehör; 

im dritten Stock eine Wohnung von zwei Stuben 
nach Vorne nebſt einer Küche zu vermiethen. 
Poſen, den 15. Juli 1848. Falk Fabian. 


* 


9 Pfund harte Waſchſeiſe für 1 Rthlr. bei 
Sfidor Appel jun., Waſſerſtr. 26. 
UKA an l 
Reine Morgenmilch a Quart 1 Sgr. 2 Pf., 
faure Milch mit Sahne in Schüſſeln à. Quart 1 


Sgr. 3 Pf., friſche Butter und Buttermilch bei 
reeller Bedienung im Milchkeller Sapiehaplatz No. 3. 


; In der Handlung Breiteſtraße Nro 21. 
und FFriedricheſtraße Ne. 16. iſt zu haben: ſchöner 
Caroliner Reis, das Pfund zu 21 Sgr., heller 
Tiſchlerleim zu 34 Sgr. à Pfund bei Iſaac Reich. 


Durch direkte Einkäufe bin ich im 
Stande, neue Matjes⸗Heringe von 6 
Pf. ab bis 14 Sgr. pro Stück zu verkaufen, dei 
Abnahme großer Quantitäten zu möglichſt billigen 
Preiſen die Heringshandlung 
2 von 
1 
Benj. Scherek, 
Jeſuitenſtraße No. 2. 


Heute Freitag den 2lfen Juli: 
Großes Trompeten⸗Konzert 


im Hildebrandtſchen Garten. 


Ein großer brauner Hühnerhund mit weißer 
Bruſt und langer Ruthe iſt am Mittwoch ab⸗ 
handen gekommen. Der Wiederbringer er⸗ 
hält drei Thaler Belohnung in der Deckerſchen 
Hofbuchdruckerei in Poſen. Vor dem An⸗ 
kauf wird gewarnt. 


* 


